
BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

IX ZR 67/77 URTEIL VerUadet am
27. März 1980Pohl,
Justizamtsinspektor
als Urktmdsbeamter 
der GeachlftateUe

in dem Entschädigungsrechtsstreit

Schweden9

- Prozeßbevollmächtigter:
Kläger und Revisionskläger,
Rechtsanwalt

g e g e n

Land N o r d r h e i n  - W e s t f a l e n ,  
vertreten durch den Regierungspräsidenten,

»traßi

Beklagten und Revisionsbeklagten



Der IX* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 27« März 1980 durch den 
Vorsitzenden Richter Mai und die Richter Fuchs, Dr. Thumm, 
Portmann und Gärtner

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des 11* Zivilsenats (Entschädigungssenats) 
des Oberlandesgerichts Köln vom 16. März 1977 
wird zurückgewiesen.

Die außergerichtlichen Kosten der Revision 
trägt der Kläger*

Von Rechts wegen 

Tatbestand

Im ersten Rechtszug ließ sich der Kläger von den 
Rechtsanwälten Dr* und SHIve r t r e t e n ,  die mit der
Klageschrift eine auf sie lautende Prozeßvollmacht vor­
legten* Im Termin zur mündlichen Verhandlung am 17* März 
1976 erschien für den Kläger und seine Prozeßbevollmäch­
tigten Rechtsanwältin NflBmit dem Versprechen, Unter­
vollmacht nachzureichen* Sie bezog sich auf den Antrag 
aus der Klageschrift und verhandelte zur Sache* Mit 
Schriftsatz vom 22* März 1976 reichten die Prozeßbevoll­
mächtigten des Klägers eine Untervollmacht auf Rechtsan­
wältin NflMnach* Das Landgericht wies die Klage ab*
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Der Kläger ließ durch die Rechtsanwälte Dr. J B P  
und S I H H V  Berufung einlegen; die Berufungsbegründungs­
schrift Unterzeichnete Rechtsanwältin N^p. In der münd­
lichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht am 26. Januar 
1977 erschien für den Kläger niemand. Das Berufungsgericht 
wies darauf hin, daß Bedenken gegen die Zulässigkeit der 
Berufung bestünden, weil die Begründungsschrift nicht von 
einem der beiden erstinstanzlichen Prozeßbevollmächtigten 
unterzeichnet worden sei, und gab Gelegenheit, bis zum 
23. Februar 1977 hierzu schriftsätzlich Stellung zu neh­
men. Das diesen Hinweis enthaltende Protokoll wurde den 
Prozeßbevollmächtigten des Klägers am 1. Februar 1977 
zugestellt. Sie nahmen mit Schriftsatz vom 22. Februar 
1977» der am 23. Februar 1977 beim Berufungsgericht ein­
ging, dahin Stellung, daß Rechtsanwältin N B  den Kläger 
bereits vor dem Landgericht vertreten habe, und beantragten 
vorsorglich Wiedereinsetzung in den vorigen Stand unter 
Nachholung der notwendigen Unterschriftsvollziehung im 
Rahmen dieses Schriftsatzes” • Das Oberlandesgericht ver­
warf die Berufung.

Mit der Revision erstrebt der Kläger die Aufhebung 
des Berufungsurteils und Zurückverweisung der Sache an 
das Oberlandesgericht. Der Beklagte ist im Revisions­
rechtszuge nicht vertreten.

Entscheidungsgründe

Die Revision ist nicht begründet
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Das Berufungsgericht hält die Berufung ftir unzu­
lässig« Rechtsanwältin NflV habe das Rechtsmittel nicht 
wirksam begründen können, weil sie vor dem Landgericht 
nicht als eigenverantwortliche Prozeßbevollmächtigte 
des Klägers, sondern nur als Unterbevollmächtigte seiner 
Prozeßbevollmächtigten tätig geworden sei, deren Anwalts­
sozietät sie nicht angehöre. Dem Terminsprotokoll des 
Landgerichts ließen sich keine Anhaltspunkte dafUr ent­
nehmen, daß sie in dem Termin sachliche Ausführungen ge­
macht habe. Ihre Tätigkeit sei über den üblichen Rahmen 
einer Terminsvertreterin mit Untervollmacht nicht hinaus­
gegangen.

Dagegen wendet sich die Revision ohne Erfolg.

Rechtsanwältin NflBwar beim Oberlandesgericht nicht 
als Rechtsanwältin zugelassen. Der Kläger konnte sich im 
Berufungsverfahren durch sie als Bevollmächtigte nur dann 
vertreten lassen, wenn sie ihn bereits vor dem Landgericht 
als Bevollmächtigte vertreten hatte (§ 224 Abs. 2 Satz 2 BEG). 
Vertreter im Sinne dieser Vorschrift ist nur der Prozeßbe­
vollmächtigte, der spätestens bei Schluß der mündlichen 
Verhandlung (oder dem entsprechenden Zeitpunkt im Verfahren 
ohne mündliche Verhandlung) im ersten Rechtszug bestellt 
war (BGH RzW 1962, 3315 1964, 410 Nr. 62; 1972, 75; 1978,
118). Er kann dann unabhängig von Art und Umfang seiner 
Tätigkeit seine Partei nach § 224 Abs. 2 Satz 2 BEG auch 
vor dem Berufungsgericht vertreten (BGH RzV 1972, 75)*

Rechtsanwältin Nick hat sich im Verfahren vor dem 
Landgericht nicht als Prozeßbevollmächtigte des Klägers 
bestellt. Sie ist, jedenfalls nach außen hin, nur als
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Unterbevollmächtigte seiner Prozeßbevollmächtigten, 
deren Sozietät sie nicht angehörte, tätig geworden und 
hat den Termin für sie wahrgenommen. Nach den Grundsät­
zen von BGH RzW I960, 413 Nr. 85; Nr. 86j 1961, 421; 1972, 
75; 1978, 118 ist der Kläger deshalb von ihr nicht im 
Sinne des § 224 Abs. 2 Satz 2 BEG eigenverantwortlich 
vertreten worden.

Den Antrag auf Wiedereinsetzung in die Frist zur 
Begründung der Berufung hält der Berufungsrichter für 
unzulässig. Das ist richtig.

Die Wiedereinsetzung muß innerhalb einer zwei­
wöchigen Frist beantragt werden, die mit dem Tage be­
ginnt, an dem das Hindernis behoben ist (§ 234 Abs. 1,
2 ZPO). Die Frist beginnt zu laufen, wenn das der Wah­
rung der versäumten Frist entgegenstehende Hindernis 
tatsächlich aufhört zu bestehen oder wenn sein Weiter­
bestehen nicht mehr als unverschuldet angesehen werden 
kann (BGHZ 4, 389» 396). Das der Unterzeichnung der 
Berufungsbegründung durch die ProzeBbevollmächtigten 
des Klägers entgegenstehende Hindernis war spätestens 
behoben, als sie durch die Zustellung des Protokolls 
vom 26. Januar 1977 am 1. Februar 1977 erfuhren, daß 
die Berufungsbegründung nicht durch einen von ihnen 
unterzeichnet worden war und deshalb gegen die Zuläs­
sigkeit des Rechtsmittels Bedenken bestanden. Die An­
sicht der Revision, das Berufungsgericht habe die Frist 
des § 234 Abs. 1 ZPO im Bereich des gerichtlichen Ent­
schädigungsverfahrens verlängern können und bis zum 
23. Februar 1977 verlängert, findet im Gesetz keine 
Stütze. Die gesetzliche Frist des § 234 Abs. 1 ZPO



ist einer Verlängerung nicht zugänglich. Obgleich das 
Berufungsgericht dem Kläger Gelegenheit gegeben hatte, 
zu seinem Hinweis bis zum 23. Februar 1977 Stellung zu 
nehmen, hätte er einen Wiedereinsetzungsantrag späte­
stens bis zum 13. Februar 1977 stellen, Jedenfalls aber 
zugleich mit dem Antrag die versäumte Prozeßhandlung 
nachholen müssen (§ 236 Nr. 3 ZPO aF). Daran fehlt es.

Mai Fuchs ' Die Richter am Bundesge­
richtshof Dr. Thumm und 
Portmann können nicht 
unterschreiben; sie sind 
beurlaubt.

Mai

Gärtner


	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	Pohl,



